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bereichs der 1. Änderung und 1.
Ergänzung (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Fläche für die Wasserwirtschaft

unterirdische Leitungen

eingeschränktes Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO) 

Mischgebiet
(§ 6 BauNVO)
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Straßenverkehrsflächen
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)

Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO)

Umgrenzung von Bodendenkmalen
Text. Bez. Bodendenkmal
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 (Art und/oder Maß) ( 1 Abs. 4 BauNVO)

Wasserflächen

öffentlich

Planzeichenerklärung (Planz'90)

Nutzungsschablone

Bestand

1 2
3

1. Art der baulichen Nutzung

0,8 Grundflächenzahl (GRZ)

2. Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO))

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

GEe

4. Verkehrsflächen

5. Grünflächen

7. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen
und Flächen zum Schutz und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

10. sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen zum

und sonstigen Bepflanzungen

1: Zahl der Vollgeschosse 2: Bauweise
3: GRZ Grundflächenzahl    4: GFZ Geschossflächenzahl

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze
Zaun

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

R Regenwasserleitung
A Abwasserleitung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. § 16 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

11. Planzeichen ergänzend zur Planzeichenverordnung

12. Nachrichtliche Übernahme

öffentlich

Art:

1,6 Geschossflächenzahl (GFZ)

o offene Bauweise

Umgrenzung der Flächen für
Lärmschutzwall (§ 9 Abs. 1 Nr. 24
und Abs.5 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12. 14 und Abs. 6 BauGB)

Zweckbestimmung: Löschwasser

6. Wasserflächen u. Flächen für die Wasser-
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Regenrückhaltebecken
Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: SD Sichtdreiecke

 WA Waldabstand ((Waldabstandsverordnung
StrAb Straßenabstandsstreifen (StrWG-MV § 31, (I))

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen,
zum Schutz, zur Pflege und zur
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
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und sonstigen Bepflanzungen
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Planzeichnung (Teil A)  M 1:1000

Satzung der Gemeinde Weitenhagen über die 1. Änderung und
1. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet Helmshagen"

Gemarkung Helmshagen Flur 3 die Flurstücke 47, 48, 49, 51, 52, 54, 55, 56, 57, 58, 63, 66, 74/1 und 74/2

Text (Teil B) 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG, § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUG B 
 
1.1 Gewerbegebiete (GE) und eingeschränkte Gewerbeg ebiete (GEe), 

§ 8 BauNVO 
Zulässig sind gem. § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 Bau NVO Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, 
Lagerplätze und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,  
Tankstellen und Anlagen für sportliche Zwecke.  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Einzelhandelseinrichtungen gem. § 1 Abs. 5 
und 9 BauNVO ausnahmsweise zulässig bis zu einer Größe von 200 qm, wenn diese in Art 
und Umfang der Versorgung ansässiger Betriebe dienen (beispielsweise 
Handwerkerhandel). 
Ausnahmsweise zulässig sind die in § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 sowie und Abs. 3 Nr. 1 und 2 
BauNVO aufgeführten Nutzungen, also: Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, und 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 
Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO Windenergieanlagen. 
 
1.2 Mischgebiete (MI), § 6 BauNVO 
Zulässig sind gem. § 6 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige 
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke, Gartenbaubetriebe, Tankstellen, Vergnügungsstätten 
im Sinne des § 4 a Abs. 4 Nr. 2 in den Teilen des Gebiets, die überwiegend durch 
gewerbliche Nutzung geprägt sind.  
Einzelhandelseinrichtungen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig bis zu 
einer Größe von 200 qm, wenn diese in Art und Umfang der Versorgung ansässiger Betriebe 
dienen (beispielsweise Handwerkerhandel). 

 
2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG, § 9 ABS. 1 NR. 1 UND NR. 2 

BAUGB UND §§ 16 – 21A BAUNVO  
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die 
Geschossflächenzahl (GFZ) bestimmt.  

 
2.1. Grundflächenzahl (GRZ) 
Gemäß § 17 Absatz 1 BauNVO wird die GRZ in den Gewerbegebieten GEe 3 und GE 4 auf 
0,8 und in den Gewerbegebieten 1 und 2 und den Mischgebieten auf 0,5 festgesetzt. 
2.2. Geschossflächenzahl (GFZ) 
Gemäß § 17 Absatz 1 BauNVO wird die GFZ in den Gewerbegebieten GEe 3 und GE 4 auf 
1,6 und in den Gewerbegebieten 1 und 2 und den Mischgebieten auf 1,0 festgesetzt. 
festgesetzt. 
2.2. Zahl der Vollgeschosse 
Gemäß § 16 Absatz 2 Nr. 3 BauNVO wird die Zahl der Vollgeschosse auf zwei festgesetzt. 
 
3. BAUWEISE, § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
 
Für die Gewerbegebiete GEe 1 und 2 und die Mischgebiete MI wird die offene Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Für die Gewerbegebiete GEe 3 und GE 4 wird die 
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. In der festgesetzten 
abweichenden Bauweise gelten die Grenzabstände der offenen Bauweise. Baulängen von 
mehr als 50,00 m sind zulässig. 
 
4. MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICK LUNG 

VON NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 ABS.1 NR. 20 BAUBGB)  
Das im nordwestlichen Bereich des Geltungsbereiches vorhandene Feuchtbiotop mit dem 
westlich angrenzenden Bäume und dem Feuerlöschteich wird unter Schutz gestellt. 

Emissionskontingente (IFSP) 
Gewerbegebiet Tag [dB(A)/m²] Nacht [dB(A)/m²] 

GEe 1, 2, 3 und 4 55 40 

GE 5 65 50 
 
Für das Gewerbegebiet GE 5 wird ein 4,40 m über Gelände hoher Lärmschutzwall 
festgesetzt.  
 

Hinweise (§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 
1. BODENDENKMALPFLEGE 
 
 Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftlich anzuzeigen und verbindlich 

den zuständigen Behörden anzuzeigen. 
 
 Wenn während der Arbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauern, 

Mauerreste, Hölzer, Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, Münzen u.ä.) oder 
auffällige Bodenverfärbungen, insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind diese 
gem. § 11 Abs. 1 u. 2 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (DSchG M-V, v. 6.1.1998, GVOBl., S. 12ff.) unverzüglich der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gem . § 11 Abs. 1 DSchG M-V für den 
Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die 
den Wert des Gegenstandes erkennen. 

 Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 1 DSchG M-V in unverändertem 
Zustand zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der 
Anzeige. 

 
2. ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHEN 
 

Treten während der Baumaßnahme Hinweise auf unbekannte Belastungen des 
Untergrundes (z.B. vererdete Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflächen 
und Grundwasser, Ausgasungen u.a.) auf, so sind diese der zuständigen Behörde 
sofort anzuzeigen. Die Arbeiten sind gegebenenfalls zu unterbrechen 
 

3. BELANGE DES KATASTROPHENSCHUTZES 
 
Das Plangebietes sind als nicht kampfmittelbelasteter Bereich bekannt. 
Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in für den 
Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen 
Einzelfunde auftreten können.  Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit 
entsprechender Vorsicht durchzuführen.  Sollten bei diesen Arbeiten 
kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist aus 
Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung 
sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen.  Nötigenfalls 
ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
Gemäß § 2 Kampfmittelverordnung des Landes Mecklenburg-Vorpommem8 v. 
8.6.1993 GVOBl. S. 575) ist nur dem Munitionsbergungsdienst bzw. eine durch ihn 
beauftragte Stelle der Umgang mit Kampfmitteln gestattet. 
Wird eine andere Stelle durch den Munitionsbergungsdienst mit dem Sondieren 
und dem Bergen von Kampfmitteln beauftragt, so obliegt die Fachaufsicht dem 
MBD). 

 

_________________________________________________________________ 
 
7. Der katastermäßige Bestand am ..................... wird als richtig dargestellt 

bescheinigt. 
Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, 
dass eine Prüfung nur grob erfolgte; Regressansprüche können nicht 
abgeleitet werden. 

 
 
 
 
 Greifswald, den Katasteramt des Landkreises  
 Ostvorpommern  
_________________________________________________________________ 
 
8. Die Gemeindevertretung hat die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen 

der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange am 23.06.2008 geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

 
 
 
 
 Mesekenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
 
9. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 

Text (Teil B), wurde am 23.06.2008 von der Gemeindevertretung als 
Satzung beschlossen. Die Begründung einschließlich Umweltbericht zum 
Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom 
23.06.2008 gebilligt. 

 
 
 
 
 Mesekenhagen, den Der Bürgermeister 
________________________________________________________________ 
 
10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 

dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
 
 
 Mesekenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________ 
 
11. Die Genehmigung wurde am 27.10.2008 mit Auflagen durch die zuständige 

Verwaltungsbehörde erteilt. Der Betrittsbeschluss zu den Auflagen wurde 
am 12.11.2008 gefasst. 

 
 

 Mesekenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
 
12. Der Beschluss über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung 

(Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan 
mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 
Absatz 4 BauGB auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind 
am ....................... im „Amtlichen Mitteilungsblatt“ des Amtes Landhagen 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter 
auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) 
und auf die Bestimmung des § 5 Abs. 5 Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Neufassung der 
Bekanntmachung vom 08.Juni 2004 (GVOBl. M-V S. 205) hingewiesen 
worden. 

 Die Satzung über den Bebauungsplan ist mit Ablauf des ......................... in 
Kraft getreten. 

 
 
 Mesekenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
Satzung der Gemeinde Mesekenhagen 
 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Bekanntmachung der 
Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I, S. 2414), sowie nach § 86 der 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102), wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Mesekenhagen 
vom 23.06.2008 folgende Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 9 „Naturcamp 
im Naturerlebnispark Gristow“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B), erlassen: 
 
 
 Mesekenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 

4.1 Die Flächen des Feuchtbiotops sind von Verbuschung freizuhalten.  
 
4.2 Der Bäume am westlichen Planrand ist zu erhalten. 
 
 
5. FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UN D 

SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 25A) 
 
5.1 Nördlich und westlich des MI 2 ist als Abgrenzung zum Feuchtbiotop bzw. Wald eine 
Feldhecke mit Überhältern (Bäume) gem. Pflanzliste anzulegen.(1 Baum und 25 Sträucher je 
100m²) 
 
5.2 Im südlichen Geltungsbereich ist der Holzbestand durch Bäume und Sträucher (gem. 
Pflanzliste) zur Ausbildung eines Waldrandes zu ergänzen.(1 Baum auf 10 m Länge und 35 
Sträucher auf 100 m²). 
 
5.3 Die Pappelreihe an der Bundesstraße ist sukzessive durch Bäume und Sträucher zu 
einer Feldhecke mit Überhältern gem. Pflanzliste umzubauen.(1 Baum und 25 Sträucher je 
100m²). 
 
5.4 Im Straßenraum sind im Grünstreifen folgende Anzahl Bäume gem. Pflanzliste zu 
pflanzen: Am Voßberg 55 Bäume; Helmshäger Weg 32 Bäume, an der Stichstraße zum 
Wald 12 Bäume und am Feldweg zum Regenrückhaltebecken 3 Bäume.  
 
5.5 Die Grundstücksgrenzen sind als Hecken (Schnitt- oder freiwachsende Hecke) gem. 
Pflanzliste anzulegen. 
 
5.6 Der Wall im GEe 1 ist mit Sträuchern (15 Sträucher auf 10m²) und Wallfussbereich mit 
Bäumen (alle 10 m ein Baum) gem. Pflanzliste zu bepflanzen.  
 
5.7 Das Regenwasserrückhaltebecken ist unter Einbeziehung der technischen 
Notwendigkeiten mit einer geschwungenen Uferlinie und unterschiedlichen Wasserbereichen 
auszubilden. Ein 7m breiter Unterhaltungsstreifen ist freizuhalten. Die verbleibende Fläche 
ist gem. Pflanzliste anzulegen.(1 Baum und 25 Sträucher je 100m²) 
 
5.8 Die Bereiche der Sichtdreiecke sind mit einer Wiesesaat (30 % Kräuter und 70 % 
Gräser) anzulegen. 
 
6. FLÄCHEN MIT BINDUNG FÜR BEPFLANZUNGEN UND FÜR DI E 

ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 25B) 

 
6.1 Der Wald um den Feuerlöschteich ist zu erhalten. Die Fichtenaufforstung nördlich des 
Feuerlöschteiches ist nach dem Einschlag durch eine Gehölzanpflanzung feuchter 
Ausprägung der Gesellschaft der Erlenmischwälder zu ersetzten. Südlich, westlich und 
östlich des Feuerlöschteichs ist das Wäldchen durch eine waldsaumartige Bepflanzung gem. 
Pflanzliste zu ergänzen. Das südliche Ufer des Feuerlöschteichs ist abzuflachen. 
 
7.  SCHALLSCHUTZMAßNAHMEN (§ 1 ABS. 4  SATZ 2 NR. 2  BAUNVO) 
 
Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind in den eingeschränkten 
Gewerbegebieten GEe 1, 2, 3, 4 und im Gewerbegebiet GE 5 nur Betriebe zulässig, deren 
immissionswirksame, flächenbezogene Schalleistungspegel, die in der folgenden Tabelle 
angegebenen Werte nicht überschreiten. 
Maximal zulässige immissionswirksame, flächenbezogene Schalleistungspegel  
 

Artenliste – Gehölze 
 

Sträucher 

 Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
 Corylus avellana Haselnuss 
 Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
 Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 
 Prunus spinosa Schlehe 
 Rosa canina Hundsrose 
 Rosa rubiginosa Weinrose 
 Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
 Rubus fructicosus Brombeere 
 Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 
 Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 
 Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
 Salix aurita Ohrweide 
 Salix cineria Grau-Weide 
   
Bäume  

 Acer campestre Feldahorn 
 Acer platanoides Spitzahorn 
 Betula pendula Gemeine Birke 
 Carpinus betulus Hainbuche 
 Fraxinus excelsior Esche 
 Malus sylvestris Wild-/Holzapfel 
 Pyrus pyraster Wild-/Holzbirne 
 Prunus avium Vogelkirsche 
 Prunus padus Traubenkirsche 
 Quercus robur Stieleiche 
 Quercus petraea Traubeneiche 
 Salix alba Silberweide 
 Salix caprea Salweide 
 Sorbus auccuparia Gemeine Eberesche 
 Salix fragilis Bruch-/Knack-Weide 
 Tilia cordata Winterlinde 
 Ulmus carpinifolia Feldulme 
 

Gemeinde 
Weitenhagen 
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Bebauungsplanes Nr. 1 
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Übersichtskarte ohne Maßstab 

Verfahrensvermerke 
_________________________________________________________________ 
 
1. Aufstellung aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung 

vom 26.04.2007. Die ortsübliche Bekanntmachung des 
Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im „Amtlichen 
Mitteilungsblatt“ des Amtes Landhagen am……………..erfolgt. 

 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
 
2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 

LPlG M-V beteiligt worden. 
 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_____________________________________________________________ 
 
 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 

BauGB ist, nach ortsüblicher Bekanntmachung im „Amtlichen 
Mitteilungsblatt“ des Amtes Landhagen am                                     , vom  

                                        durchgeführt worden. 
 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
4. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sind mit Schreiben vom            frühzeitig unterrichtet und zur  

 
 

 
 Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert worden. 

 
 
 

 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
5. Die Gemeindevertretung hat am ……………. den Entwurf des 

Bebauungsplans mit Begründung einschließlich Umweltbericht beschlossen 
und zur Auslegung bestimmt. 

 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
6. Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil 

A) und dem Text 
(Teil B), mit Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungsnahmen haben in der Zeit vom  
 bis zum    während der Dienststunden gemäß § 3 Absatz 2 
BauGB öffentlich ausgelegen. 

 
 
 Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen 

während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben können, am   im „Amtlichen 
Mitteilungsblatt“ des Amtes Landhagen ortsüblich bekanntgemacht worden.  

 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 

_____________________________________________________________ 

_________________________________________________________________ 
 
7. Der katastermäßige Bestand am ..................... wird als richtig dargestellt 

bescheinigt. 
Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, 
dass eine Prüfung nur grob erfolgte; Regressansprüche können nicht 
abgeleitet werden. 

 
 
 
 
 Greifswald, den Katasteramt des Landkreises  
 Ostvorpommern  
_________________________________________________________________ 
 
8. Die Gemeindevertretung hat die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen 

der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange am ......................... geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
 
9. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 

Text (Teil B), wurde am ......................... von der Gemeindevertretung als 
Satzung beschlossen. Die Begründung einschließlich Umweltbericht zum 
Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom 
......................... gebilligt. 

 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
________________________________________________________________ 
 
10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 

dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________ 
 
11. Der Beschluss über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung 

(Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan 
mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 
Absatz 4 BauGB auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind 
am ....................... im „Amtlichen Mitteilungsblatt“ des Amtes Landhagen 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter 
auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) 
und auf die Bestimmung des § 5 Abs. 5 Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Neufassung der 
Bekanntmachung vom 08.Juni 2004 (GVOBl. M-V S. 205) hingewiesen 
worden. 

 Die Satzung über den Bebauungsplan ist mit Ablauf des ......................... in 
Kraft getreten. 

 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
 
 
 
 
 
Satzung der Gemeinde Weitenhagen 
 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Bekanntmachung der 
Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I, S. 2414) wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Weitenhagen 
vom ......................... folgende Satzung über die 1. Änderung und 1. Ergänzung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 „Gewerbegebiet Helmshagen“, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen: 
 
 
 
 
 Weitenhagen, den Der Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 


